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Liebe Münchner!
Noch nie in seiner Geschichte war die
Identität Münchens so bedroht wie heute
- 850 Jahre nach dem Schiedsspruch des
deutschen Kaisers Friedrich Barbarossa
vom 14. Juni 1158, mit dem München
(Munichen) gegründet wurde. Das Allpar­
teien-Schweigekartell hat das Thema der
Überfremdung durch Masseneinwande­
rung im Jubiläumsjahr 2006 sorgfältig
ausgeklammert.

Doch organisierte Stadtfeste und bunte
Bilder offizieller Jubelbroschüren können
nicht darüber hinwegtäuschen, daß
Münchens deutsch-bayerische Identität
bedroht ist und ein immer größerer Teil
der Einheimischen in soziale Not gerät.
Mieten und Nebenkosten, Steuern, Abga­
ben und Preise steigen – die Einkommen
sinken.

Während die Reichen immer reicher wer­
den, wissen viele Menschen nicht mehr,
wie sie mit dem verfügbaren Geld bis zum
Monatsende zurechtkommen sollen.

Vieles von dem, was München zu einer
liebens- und lebenswerten Stadt gemacht
hat, ist verlorengegangen. Trostlose
Wohnhäuser,  triste Hinterhöfe und
lärmende Straßen bilden den Kontrast
zum künstlichen Licht der Glasfassaden
von Banken- und Versicherungspalästen.

  Immer mehr Zuwanderung
Die rot-grüne Stadtregierung lockt Fremde
(Menschen mit „Migrationshintergrund“)
geradezu an. Die Lasten der Zuwanderung
werden auf die Armen abgeschoben.
Ihnen werden die Sozialleistungen wegen
der Unbezahlbarkeit der Sozialsysteme
gekürzt. Sie sind es, die mit den
Einwanderern in Konkurrenz um die
billigen Wohnungen treten müssen, deren
Mieten wegen der steigenden Nachfrage
i m m e r  h ö h e r  w e r d e n .  D i e
Einkommensschwachen sind es auch,
denen Zuwanderer die einfachen
Arbeitsplätze streitig machen. Das
dadurch ausgelöste Lohndumping –
inzwischen auch bei qualifizierten Berufen
– gehört  zum kalten Kalkül der
Globalisierer.

  Ude ist es „wurst“
Der seit 1993 regierende Oberbürger-
meister Christian Ude (SPD) sagte vor
einem Jahr in der Diskussions-
veranstaltung „Münchner Runde“ des
Bayerischen Rundfunks: „Mir ist auch
vol lkommen wurst, ob meine
Pension von türkischen oder von
deutschstämmigen Arbeitnehmern
bezahlt wird oder meine Rente.“

Als die BIA im Sommer 2008 diese
Filmsequenz mit einem Video ins Internet
stellte, verhinderte Ude über den
Bayerischen Rundfunk die weitere
Ausstrahlung per Einstweiliger Verfügung.
Das Landgericht München hat darüber in
nicht nachvollziehbarer Weise entgegen
der  s tänd igen  Rech tsprechung
entschieden.
Ude ist es wohl „wurst“, wenn München
zunehmend orientalisch wird, aber er will
nicht ständig auch noch an seine
Verantwortungslosigkeit erinnert werden.
Aber: München braucht  ke inen
Bürgermeister, der viel buntes Papier
erzeugen und das Bierfaß mit zwei
Schlägen anzapfen kann. München
braucht mehr Inländerfreundlichkeit!



Im Durchgang zum Innenhof des Rathau­
ses steht an der Mauer:
„Für deutsches Volkstum, deutsche Einheit
und Ehre“ (zur Erinnerung an das deutsche
Turnfest 1923) und: „Über alles das deut­
sche Vaterland“ (Reichskriegerbund
Kyffhäuser 1929). Nichts von diesen Sätzen
ist in den Köpfen der Politiker, die heute
tagein, tagaus diese Mauern passieren.
Im Gegenteil, sie scheinen geradezu Freu­
de an der Vernichtung allen Deutschtums
in der bayerischen Landeshauptstadt zu
haben.

  Die „vergrabene Bombe“

Was dem Münchner OB Christian Ude
„wurst“ ist, alarmiert jetzt sogar die Jour­
nalisten. So etwa Hans-Ulrich Jörges vom
„Stern“. In seinem „Zwischenruf“ vom 8.
August 2008 schrieb er von einer „vergra­
benen Bombe“, vom „gefährlichsten sozi­
alen Problem in Deutschland.“

Die Daten sind nicht geheim, aber sie sind
auch nicht leicht zugänglich. Sie finden
sich - gut versteckt - im Jahresbericht von
Maria Böhmer, der Integrationsbeauftrag­
ten der Bundesregierung:

Migranten in Deutschland: 15,3 Millionen;
Anteil der Migrantenfamilien: 27 Prozent;
Migrantenquote bei Kindern bis zwei Jah­
re: 34 Prozent; Migranten ohne
Berufsabschluß: 44 Prozent; Migranten im
Alter zwischen 22 und 24 Jahren ohne
Berufsabschluß: 54 Prozent; türkische Mi­
granten ohne Berufsabschluß: 72 Prozent;
erwerbslose Migranten: 29 Prozent; ein­
kommensschwache Migranten: 43,9 Pro­
zent; Migranten in Armut: 28,2 Prozent;
Migrantenkinder in Armut: 36,2 Prozent;
tü rk ische Migrantenk inder  mi t
M ißhand lungen  und  schweren
Züchtigungen in den Familien: 44,5
Prozent.

Noch Fragen?

  Auswirkung auf dem Arbeitsmarkt

Das verantwortungslose Handeln der po­
litischen Klasse hat München zum Anzie­
hungspunkt für Wirtschaftsflüchtlinge
aus Asien, Osteuropa und Afrika werden
lassen. Zuwanderer beziehen nicht nur
erhebliche soziale Hilfen, sondern drängen
immer stärker auf den Arbeitsmarkt, wo
sie längst nicht mehr nur unqualifizierte
Tätigkeiten ausüben. Auch auf dem Woh­
nungsmarkt verdrängen Einwanderer
immer stärker die Einheimischen, was von
der städtischen „Wohnungspolitik“ auch
noch gezielt gefördert wird.

Die Arbeitslosenquote bei  Ausländern in
der Bundesrepublik ist rund doppelt so
hoch wie die der Deutschen. In München
beträgt die Quote 10,2 Prozent (Deutsche:
5,4 Prozent). Die anderen Städte (Prozent­
zahlen): Berlin 33,2 (17,3), Bremen 32,2 (14,0),
Köln/Düsseldorf 22,9 (10,7), Hamburg 17,5
(9,3) und Frankfurt 14,2 (7,7). Die Zahlen
stammen aus dem Mikrozensus 2005. Sie
widerlegen die Behauptungen der Polit­
klasse, wonach wir Ausländer bräuchten
und diese uns Qualifikation und „interkul­
turelle Kompetenz“ brächten. Die
Überfremdung ist in Wirklichkeit ein ein­
zigartiger Anschlag auf den Sozialstaat.



Ein starke Zuwanderungslobby, von den
Kirchen bis „Rot-Grün“, sorgt sich in der
bayerischen Landeshauptstadt zudem um
die rund 50.000 Illegalen, denen man
möglichst schnell medizinische Versor­
gung, Arbeit und einen legalen Status ver­
mitteln möchte. Spezielle Beratungen für
Einwanderer oder Kurse wie „Krank als
Migrant – ohne Krankenschein? Wir hel­
fen.“ (Seidlvilla) ziehen immer noch mehr
Wirtschaftsflüchtlinge nach München.
Hinzu kommt die geplante Großmoschee
in Sendling, die den dauernden Aufenthalt
muslimischer Einwanderer verfestigen
soll.

Zuwanderer kommen mit den von profit­
gierigen Globalisierern geschaffenen Ar­
beits- und Lebensbedingungen besser zu­
recht als die Deutschen. Während diese,
auch in Folge einer familienfeindlichen
Politik der Etablierten, überwiegend ver­
einzelt in „Single“-Haushalten leben
(2007:  54,2 Prozent), verfügen Einwande­
rer noch über intakte Familienstrukturen
und beanspruchen trotz z.T.  hoher Haus­
haltseinkommen zudem alle greifbaren
Sozialhilfen. Die Politik der Altparteien
bevorzugt Ausländer bei der Vergabe
s täd t i sche r  Wohnungen , be im
Kindergartenzuschuß, im Strafvollzug und
vor Gericht, bei der Mitversicherung von
Familienangehörigen, bei der Vergabe von
Krediten und im Sozialamt.

   Verdrängungsprozessse

In München haben von 1.253.900 Einwoh­
nern 431.000 einen „Migrationshinter­
grund“ (34,4 Prozent) - im Klartext: ein
Drittel sind Ausländer. An vielen Schulklas­
sen Münchens sind deutsche Kinder
bereits in der Minderheit. Sollen die Deut­
schen verdrängt werden?
S c h o n  2 0 0 5  s a g t e  d e r
Bevölkerungswissenschaftler Prof. Herwig
Birg in einem FAZ-Interview: „Bei den un­
ter Vierzigjährigen werden die Zugewan­
derten in vielen Großstädten ab 2010 ei­
nen Anteil von fünfzig Prozent erreichen,
nur bei den Älteren bleiben die Deutschen

in allen Regionen in der Mehrheit."
Während orientalische Einwandererfrauen
eine vielfach höhere Gebärfreudigkeit an
den Tag legen als deutsche Frauen, werden
b e i  l e t z t e r e n  a u c h  n o c h  d i e
Massentötungen von Kindern im
Mutterleib (ca. 300.000 Abtreibungen in
Deutschland pro Jahr!) unterstützt. In
M ü n c h e n  g i b t  e s  m e h r e r e
Abtre ibungskl in iken, d ie  d ieses
schmutzige Geschäft  betre iben.
In  Deutsch land  g ib t  es  ke ine
Bevölkerungspolitik, sondern einen
sti l lschweigenden Austausch der
Populationen. Politiker brechen seit Jahren
vorsätzlich ihren Eid, den sie auf das
deutsche Volk geschworen haben.

  Spezifische Gewaltkriminalität

Im Bereich der Gewaltkriminalität
konnten 2007 in München 4.813
Tatverdächtige ermittelt werden, 0,7 %
mehr als 2006. Darunter waren 2.259
nichtdeutsche Tatverdächtige, was einem
Anteil von 46,9 % (2006: 48,6 %)
entspricht. Dem steht ein offizieller
Einwohneranteil von 23,0 % gegenüber.
Zu beachten ist aber, daß eingebürgerte
Ausländer als „deutsche“ Tatverdächtige
zählen. Würde die Stat ist ik den
„Migrationshintergrund“ berücksichtigen,
l ä g e  d e r  A u s l ä n d e ra n t e i l  b e i
Gewaltdelikten bei rund 60 Prozent.

Eine legitime Forderung zum Schutz der Bürger



In Berlin wird der Migrantenanteil bei
Jugendlichen mit über zehn Straftaten
von 79 Prozent angegeben. In München
dürfte das ähnlich sein. Diese Art der
„multikulturellen Bereicherung“ haben
uns die etablierten Politiker eingebrockt.
Dabei ist längst bekannt: Orientalische
Jugendliche haben ein spezifisches
Gewaltverhalten. Deshalb lautet eine der
wichtigsten Forderungen unserer
Bürgerinitiative: „Kriminelle Ausländer
raus – und zwar sofort!“

  Integration ist eine Lüge
In einem Welt-Interview vom 28.02.2006
äußerte sich Prof. Herwig Birg zur These,
Deutschland brauche Einwanderung aus
kulturellen, wirtschaftl ichen und
demographischen Gründen: „Dann
kommt  d ie  E inwanderung  a l s
Defizitausgleich ins Spiel. Hauptproblem
ist, daß die meisten Einwanderer
Deutschlands eine andere Wertschätzung
von Bildung haben. Wozu Mädchen gut
ausbilden, wenn ihre Heiratspartner das
nicht schätzen? Wozu sollen Jungs viel
lernen, wenn für Männlichkeit andere
Maßstäbe gelten?

Pisa hat für die deutschstämmigen
Schüler wesentlich bessere Ergebnisse
erbracht. Man muß den Test nach
Deutschen und Migranten untergliedern.
Aber das traut sich fast niemand. Die
Betriebe beklagen sich über den Mangel
an ausbildungsfähigen Schulabgängern,

die Universitäten über nicht studierfähige
Abiturienten. Der Standort Deutschland
hat Schaden genommen. Dem ‚Land der
Ideen‘ gehen die Ingenieure aus. In vielen
Branchen ist Deutschland nicht mehr
erstklassig. Warum schlägt die Wirtschaft
nicht Alarm und zwingt die Politik, wieder
das Land mit der besten Bildungspolitik
der Welt zu werden?“
Und weiter: „Die jüngere (Bevölkerung)
wird in wenigen Jahren in den
Großstädten von der zugewanderten
Population und ihren Nachfahren
bestimmt. Das geschieht zunächst auf
Quartiersebene, dann auf Stadtteilebene,
und dann nähert sich das der 50-Prozent-
Marke in der Stadt insgesamt. Umkehren
kann man das nicht. Ein von 90 Prozent
Moslems bewohnter Stadtteil ist nicht
kulturell ‚zurückzuholen‘.
Wer da von ‚kultureller Bereicherung‘
spricht, soll das erklären: Wo sind die
Galerien, die Orchester, die Chöre und
Theater, die uns bereichern? Bunte
Gemüseläden, Restaurants und Folklore
sind schön, aber nicht genug. Kultur wird
erst wirksam, wenn Menschen für andere
einstehen, ohne dafür recht l ich
gezwungen werden zu können.“

„Vor dem Hintergrund des mangeln­
den Integrationswillens vieler Zu­
wanderer wird es um das Jahr 2020
herum auch in Deutschland ethnisch
weitgehend homogene, rechtsfreie
Räume geben, die muslimische Zu­
wanderer entgegen aller Integrations­
versuche auch mit Waffengewalt
verteidigen werden. Und das bedeutet
die Gefahr von Bürgerkriegen in Teilen
Deutschlands.“
CIA-Studie über die Bevölkerungsentwicklung in
europäischen Ballungsgebieten, 2008

„Migration in Frankfurt  ist  eine
Tatsache. Wenn Ihnen das nicht paßt,
müssen Sie woanders hinziehen.“
Die Grünen-Politikerin Nargess Eskandari bei einer
Diskussionsveranstaltung über einen umstrittenen
Moscheebau gegenüber den deutschen Bürgern.



  Plädoyer für die deutsche Familie:
Das echte „Münchner Kindl“

Münchens SPD-Oberbürgermeister Chris­
tian Ude ist auf dem Holzweg, wenn er
meint, daß die Einwanderer einmal für
seine Rente aufkommen werden. Von vie­
len Ausländern und ihren Kindern können
wir keine Identifikation mit Deutschland
erwarten. Ihre Beziehung zum deutschen
Staat ist ausschließlich materieller Natur.
Zum Teil aus fremden Kulturkreisen kom­
mend und ihre kulturelle Identität wah­
rend, wollen sie in erster Linie am  Arbeits­
markt und Sozialsystem des Gastlandes
teilhaben. Ist dies nicht gewährleistet,
neigen ausländische Jugendliche zu Haß
und Gewalt.

Die multiethnische Gesellschaft, das Ziel
der „Eine-Welt-Ideologen“, mißachtet die
Naturordnung. Sie bricht in Krisensituati­
onen innerhalb von Stunden an der ethni­
schen Trennlinie auseinander. Die „Wah­
rungspflicht zur Erhaltung der Identität
des Deutschen Volkes" ist dagegen Vor­
aussetzung für den sozialen Frieden. Die­
ser kann in der multikulturellen Gesell­
schaft nur noch um den Preis ständig
steigender Sozial- und Polizeikosten ge­
wahrt werden.

Nur wer sich mit seinem Volk verbunden
fühlt, bringt die Bereitschaft für das Enga­
gement zur Zukunftssicherung auf. Nur
so hat der Gesellschaftsvertrag der Sozial­
versicherungen eine Grundlage. München
muß endlich aktiv den deutschen Nach­
wuchs fördern und den Zuzug von
Ausländern begrenzen. Was wir brauchen,
ist ein Sofortprogramm zur massiven Ver­
besserung des Einkommens und der Ren­
tenversorgung deutscher Eltern. In Frank­
reich und Skandinavien haben derartige
Maßnahmen die demographische Schief­
lage rasch verbessert. Ferner brauchen wir
ein humanes Rückführungsprogramm für
Wirtschaftsflüchtlinge, die unsere Sozial­
systeme dauerhaft belasten. Typische
Einwanderungsländer wie USA, Kanada

oder Australien dulden nur hochqualifi­
zierte Arbeitskräfte und schieben arbeits­
lose  Ausländer sofort ab.

   Die Alternative

Seit Mai 2008 ist die Bürgerinitiative
Ausländerstopp (BIA) im Münchner
Rathaus ver t re ten. Tro tz  üb ler
Wahlbehinderungen und Medienhetze ist
d a m i t  e i n  S i g n a l  g e g e n  d i e
inländerfeindliche Politik von Ude & Co.
gelungen. Inzwischen vertritt die BIA rund
ein Drittel der Münchner Bürger, die noch
Deutsche sein wollen, und hat dabei 79
von 80 Stadträten der Altparteien gegen
sich. Damit das bayerische München eine
Zukunft hat, braucht die BIA die
Unterstützung der Bürger. Gegen die
inländerfeindliche Politik der etablierten
Politiker hilft kein Wegschauen und
Weckducken. Courage ist gefordert!
Deshalb: Vertreten Sie mit uns die
Forderungen zum Erhalt der deutschen
Identität Münchens – gegen Gewalt und
Orientalisierung.

   1. Muttersprachliche Schulklassen

Weil gut die Hälfte aller neu einge-
schulten Kinder in München aus
Einwandererfamilien stammen, fordert
die BIA die Aufteilung der Klassen nach
ethnischer Abstammung und die
Unterr ichtung in der jewei l igen
Muttersprache.
Dies bringt mehrere Vorteile: In der
Muttersprache können die Kinder

Bessere Bildung: Deutsche
Klassen für deutsche Schüler!



besser und schneller lernen, und sie blei­
ben ihrem Kulturkreis erhalten.
Die Integration ist ohnehin nicht mehr zu
retten. Bisher sind insbesondere die deut­
schen Kinder Opfer des Integrations­
wahns. Während rein deutsche Klassen
im Unterrichtsstoff längst weiter sind,
fallen Klassen mit Kindern, die kaum
deutsch sprechen, immer weiter zurück.
Auch für Ausländerkinder bringt der Un­
terricht in der Muttersprache Vorteile und
verbessert die Rückkehrchancen in den
angestammten Kulturkreis.

   2. Großmoschee verhindern

Moscheen mit Kuppeln und Minaretten sind
im islamischen Verständnis Demonstra-
tionen der Macht. Sie fördern die
Überfremdung und Verdrängung der
Deutschen. Deshalb darf es keine weitere
Großmoschee in München  geben. Mit
über 60 Moscheen und Gebetsräumen
haben Muslime in München genug
Möglichkeiten der Religionsausübung.
Deshalb müssen Demokratie und
Bürgerwille gestärkt werden – gegen eine
abgehobene Schicht etablierter Politiker.

  3. „M-Geld“ für deutsche Kinder

In München wird zuviel Geld für eine er­
folglose Integration und für fragwürdige
Mul t iku l t i -Pro jekte ausgegeben.
Würden auch nur Teile der Mittel zur
Stärkung deutscher Familien verwendet,
wäre hierdurch eine sinnvolle Zukunftsin­

Keine Großmoschee in
München! Islamisten raus!

vestition gegeben. Das Familienmodell,
wonach wenigstens teilweise auf
Erwerbstätigkeit verzichtet wird, um Kin­
der gut zu erziehen und zu betreuen, muß
wieder gestärkt werden! Diese Kinder
wären dann mit ihrem Erziehungshinter­
grund wieder motivierte Schüler und Stu­
denten und später eher verant-
wortungsvolle Eltern und kreative Arbeiter
oder  Unternehmer als potentielle
Sozialhilfeempfänger. Deshalb fordert die
BIA das „M-Geld“ für das „Münchner Kind­
l“, einen kommunalen Zuschuß für deut­
sche Eltern, die zuhause erziehen.

  4. Wohnraum bezahlbar machen

In der nördlichen Schleißheimer Straße
hat die Stadt neue Wohnungen errichten
lassen. Sechs von acht Namensschilder
tragen nichtdeutsche Namen. Durch den
Zuzug von Ausländern wird Wohnraum
i m m e r  t e u r e r.  D i e  r o t - g r ü n e
Stadtregierung bevorzugt offenbar
Zuwanderer. Wir fordern dagegen eine
Neuauflage und Intensivierung des
Rückführungsprojekts „Coming home“
von 2003, um die Nachfrage nach
Wohnraum zu entlasten.

  5. Sicherheit stärken

Verantwortungslose Richter und
in länder fe ind l i che  Journa l i s ten
unternehmen alles, um ausländische
Intensivtäter in München zu halten und
auf Kosten der Allgemeinheit  zu
„resozialisieren“. Damit muß Schluß sein!
Wie der Fall „Mehmet“ zeigt, verhalten
sich jugendliche Gewalttäter in ihrer
angestammten Heimat gesetzestreu. Also:
Sicherheit und Ordnung stärken -
Kriminelle Ausländer raus!

Ihr Engagement für München
    Ich möchte bei der BIA mitmachen

      Ich möchte mich erst mal informieren

  Ich bitte um Kontaktaufnahme




